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a. Beiblatt 30 .. Juni 1955 

331/J 

der AbgG K a n d u t S 0 h, Jl:'~~ J? f .. ~ i f e r \;md Genossen 

an dEln B'.l:ldei3l~anzle:,? 

betreffend. Sch'lf,'::'l.1ug ei::les demokrat::";;Johen Persol1alvertretungsgesetzes 

fUr die BedieLsteten d€r Österroichischen Bundesbahnen~ 

-I)'--rt-$:-

.c:8\31 den Parlamer.. tsdebatten Üb er den Staatsvertrag wurde von den 

Sprechern der p':egiertmgsparteiell der Umstand b'esondersjherVorgehobent daß 

mit dem Abzug der Besatzungstruppen nunmehr der W~g in eine von alle~ 

äußeren Scihrank~n befreite echte .Demotzi';tie in Österreich freigewordense:f.. 

\, Die WdU-Vertreter. haben mehrfach darauf hingewiesen, daß die demokratisohe 

Freiheit und'Gleichheit im Inneren des Landes durch die Aufrechterhaltung 

v()n Äusnahmegeset zen'9 die dem RGchtsstaat widersprechen, noch nicht hel'!­

gestell t sind. Ein besondere beschämendes Kapitel in di esem Zusammenhans-

ist die Tatsache, daß es nach zehn Jahren seit dem Wiedererstehen der 

RepUblik ,Österreich nicht gelungen ist, den Bedienstete~ derÖster­

;reichischen Bundesbahnen eine verfass~gamäBig zustehende Beamtenver­

tl'etung durch ein demokratisohes l?ersonalvertretungegesetz zu versohaffen.. ,,~ 

Anstelle.diesee Gesetzes besteht immer noch eine provisorisohe Personal .. 

vertre.tungsvorsohrift ,I welche das in der Verfassung veralJ.k;erte Gleich ... 

beitsprinzip verletzt, keinen Schutz für das ,Wahlgeheimnis vorsieht und. 

keinen unabhängigen Reohtsweg eröffnet o 
.• 

Die WdU-Fraktion hat bereits mehrere Male die Verabschiedung eines 

Personalvertretungsgesetzes gefordert und am 7"XII,,1951diesbezUglioh 

einen Entschließungsantrag eingebracht,. der damals sogar die Zustimmung 

aller Parteien gefunden hat~ sat dieser gemeinsamen Elltschließung sind 

wieder 3 1/2 Jahre verflossen~ und ,noch immer warten die Bediensteten der 

Bundesbahnen auf die gesetziiche Wahrung i,hrer de,mokl'atisohen Rechte" In 

Jüngster Zeit hat sich auch der Sohu tzverband der Qsterreichieohen Ver­

kehrs.bedienstete .. '1 an alle Abgeordneten gewandt und nach e~ner Schilderung 

derunmögliohen Verhältnisse auf dem G.ebiete der ~er~onalvertretu.ng die 

rascheste Verabschiedung eines neuent unserer demokratisohen Verfassung 

entsprechende!l Gesetzes v()rlangt~ 
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.Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an den Herren :Bundes­

kanzler die 

Anfraget. 

1.) Ist der Herr Bundeskanzler bereit, darüber Auskunft zl.:l geb\11'l) 

warum es trotz der einstimmigen Entschließung deQ iarlamentes im Jahre 

1951 bis heute zu keiner Schaffung eines neuen $ut demokratisohen Grund';" 
I 

sätzen aufgebauten' Personalvertretungsgesetzes .gekomm~n ist.? 

2.) Iat der Herr Bundeskanzler bereit, der Volksvertretung und 

damit sowohl den bet~ffenen Bediensteten der Bundesbahnen als auch ~er 

Öffentlichkei t mitzuteilen, welclH1 bisher unüberbl'Ückbaren Differenzen , , 

in' der Auffassung der ~egierungsparteien eine Einigung auf diesem Gebiete 

verhindert haben? 

.' 3.) Ist der lIerr Eundeeka:nzler bereit, seinen ganzen Einfluß da- ' 

für einzusetzen, daß diese tiefe Lüoke in unserer demokratischen Gesetz­

gebu~ raeohest ausgefüllt werde? und 'zwa~ auch dann~ welm die Differenzen 

durch Parteienvereinbarungen nicht zu üperbrücken sind und eine Entschei­

dung erst imParlameri~ durch eine natürliche Mehrhe1tsbildung getroffen 

werden kann? 

.. o-e ......... 
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